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Das Gesetzesveto und -referendum. 
Ein Stolperstein wird zum Grundstein 

Silvano MÖCKLI 
atdozent an de 	.'rsität St. Gallen 

imwnT 

Siehe Georg 1 ::...... 	... 	schichte, Band 11, St. Gallen 1972, S. 256. 
2 Vgl. Alfred 	 urn fakultativen Gesetzesreferendum», in 

F1AFEL1N/H' 	 . . c 	 thrifffii r  Hans Ne 	7»rich 
1981,S 2( 
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hohen Hürden versehen wurde, dass das Risiko, dass je ein Gesetz am 
Volksveto scheitern würde, sehr gering war. Anton Henne, der den 
Vorschlag des Vetos . n Verfassungsrat einbrachte, bezeichnete die 
Masse als unfähig, politische Entscheide zu Pällen 3 . Und als Modell für 
seine 1de 9'ob er d5  Veto der Volkstribunen im alten Rom vor. Damit 
hatte das . 	"'-,to aber chts zu tun; Henne lehnte sich offen- 
sichtlich an Bestu.uuiuugen de: 	5sischen Verfassung vom 24. Juni 
1793 

Wie sahen a 	'e Hürden a. .. eiche die tatsächliche Inanspruch- 
nahme dH: neuen Volksrechtes verhindern sollten? 

« T ....\uslösung des Vetos hatte dezentral in den Gemeinden zu 
..gen. 50 irger mussten verlangen, dass eine Gemeinde 
inimlung abgehalten werde, um zu entscheiden, ob gegen 

i erlassenes Gesetz inwendungen gemacht werden sollen. 
- Es genügte aber nicht, dass sich an der Gemeindeversammlung 

die Mohrbeif der anwesenden Bürger gegen das Gesetz aus- 
sp . 	 abgegebenen Neinstimmen musste viel- 
Mt 	1ehrheit aller stimmfähigen Bürger der Gemeinde 
ausmaehen, der' ' wesende wurden als Jastimmende dekla- 

rt (V ' )pri.n2 	Weil die Stimmabgabe im Anschluss an 
mlung erfolg ‚ ':onnten Meinungsführer ihren 
ihen. 

* 	
11 Gesetz war nur dann abgelehnt, wenn die Neinstimmen in 

allen Gemeinden innert 45 Tagen kantonsweit mehr als die 
Hälfte aller stimmfähigen Bürger ausmachten, Kam in einer 
Gemeinde das qual. H  zierte Neinmehr von 50 Prozent der Stimm-
berechten nicht zustande, zählten die abgegebenen Neinstim-
men für das Kantonsvo..n nicht, 

Es erstaunt, dass trotz dieser Hürden in den folgenden 30 Jahren vier von 
194 Gesetzen mittels des Vetos zu Fall gebracht wurden bei insgesamt 
40 Versuchen, e'.:- Gesetz zu bekämpfen 5 . 

: 	odor Cun 	chichte der 	izerischen Volksgesetzgebung, Bern 1882, 
134 ,  

«Der Grundsatz d 
	ilung der Nichtstimmenden als Annehmende wurde 

während der Veto-  :I:;oche zu einem das politische Geschehen prägenden Zäh-
lungsrnodus». Vgl, Jfred KÖLZ (Fn. 2), S. 197. 
Urs DIET5cI1I, Das 	:lksve to  in der S 	)lten 1926, S. 65 ff. 



mokratieskeptischen rheber des Vetos konnten :h 1831  
also in Sicherheit wiegen. Realpolitisch hatten sie e.::. en institutionellen 
Stolpersn aufgestellt. Sie hätten si< wohl nicht träumen lassen, dass 
sie dam n den Köpfen eine Bewegung in Gang setzten, die sich nicht 
mehr stuppe 1.less 6 . So 1-- 71 . aus dem st. gallischen 	to ideen 
geschick 'ich er 'irundstew 	je erste direktdernour:.:. seI Fntitüfl 

mit individueller Zählung 	 - " r Gesetz uufe 	. . 	inem 
Nichtlandsgemeindekar n v 	 . )ie Idee . if aul 	. Kau- 
tone über. BaselLands': . 	. 	:•. . 832 bei 	.nrung des 
Vetos auf den Kanton S 

In der folgenden Dar 	... ..... .....st auf die Ursprünge 
von Gesetzesveto c. Gr rendum näher ei 	nn 	. institutio 
neue Ausgestaltung i 1 w : 	. V 	 - 	.. thliesslich 
ein paar Ausführungen zt 	....... . 	 . 	. 	e den Per 
spektiven mach 

2 Die Ursprünge 

Dem Landvolk, das sicl . . 	 . 	 n manifestierte, 
schwebte eine Art deze i. 	ids 	. mc 	de nach alteidge 
nössisc 	in Muster voi .. 	:e 	ien Anhän 	- 	 kaum 
Einriclr 	ngen der fraru t1s Must 	.: .......sen 
tieren können. Die deine . 	 ..erfassur 	.. 	 rügen 

re Modelle der direkten . setzgebung aus mc 	rnen naturrechtlichen 
heorien, wie sie in den erfassuneen 	euengiandstaate. 	5OWC 

1793 in Frankreic 	im nc .. 	gsen 	2  und 	.n 	der 
Montag nard-Verfassung 411set 	 .en \x;en, 	 sich eben 
das aus dem Arsenal politisch T 	.. was dc 	iständen 	tnrechend 
am besten passt. 

	

6 Dies ist ein schönes Beispiel für M WEBERS Aussat 	t durchaus wahr 
und eine 	Grundtatsache, dass 	hliessliche Res 	iolitischen Handels 
oft, nein: geradezu regelmässig, 	Iig unadäqua n, oft in geradezu parado- 
xem Verhältnis zu seinem ursprt 	. ien Sinn steht» iL Max WEBER, Politik 
als Beruf, Bei:» 	77 S. 53 
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- 	schen Verfassungsrat gemachte 
V ch 	fii 	:.Ausgest 	es 1  tos gleicht dem cfroit de rdclama- 
tion, je es in den Arti 	56 bis 6 der französischci., Montagnard 
Verfassune von 1793 festg gt ist 5 . In einem Punkt blieb das St. gallische 

reiuh hinu dem französischen :ubild zurück: Die 
rf.ung sah na... A--A-1 ösung dui <'clamation» eine 

obligatorh—'— 	­ii.ir - 	- u 	sarnmlui -  - en' '(Artikel6ü), 
war also Z- : 	 in: 	1V 	'ne Minderheit löst aus, das 
gesamte 	entscneiaet. Bei 	iingegen sind nur die Verwer- 
fenden 	ein aufgefordert 	: 	zählt zu den Anneh- 
menden 

Wa 	ische Ausgest 	g des neuen Volksrechts anging, so 
waren 	ig an:  ändis:;i-moderne Ideen und Institutionen 
massgeber 	... 	terscheiden sind die Argumente und Schlag- 
worte, mit 	. 	. 1 . .;chen Energie: 	)urchsetzung direkt- 

mokrati ... nri tungen mobil....ert wu 	Dies geschah unter 
Anrufung 	nöscher Einr 	urige ". 	Landsgemeinden 
und des föderati"en Perendun' .ws, Fremdes würde einge-
führt, sondern ledighun verschüttete voiksrechte zu neuem Leben er-
Weckt - das mag die Botschaft ans Volk gewesen sein 9 . Eigentliche 
Belege lassen sich zwar nicht finden, aber es wäre erstaunlich, wenn sich 
das Landvoll .m südlichen Teil des Kantons St. Gallen nicht am 
bündnerischen Gemeindereferendum orientiert hätte, und wenn nicht die 
nahen Appenzeller Landsgemeinden. als Vorbilder eine Rolle gespielt 
hätten. Die Befugnisse der Landleute an der Landsgemeinde waren auch 
richtungsw 1.1 .d bei der Festlegung des Geltungsbereiches des Vetos, 

;159hi 	. 'saprbsI'en ....dc laloipropose'e, sie: slarnoitides 
ckiparrernc :.. lus un le di'ddrne des assernble'es prirnaires de chacun deux, 
re'gulirernentforn .j: 	:r nas re'clarne, le prViet  .....t accepte' ei devient 
Die französiscl 	'tassung von 1793 ist abgedruckt in: Günther Fr 
Staatsverfassun 	Aufl. 	' ichen 1964, S. 372 ff.. sowie Alfred KÖLZ, 

Quellenbuch zur r'ueren .:c 	erischen Verfassungsgeschichte, Bern 1992, 
5 65 £f 

d Köi 	uere Suriti 	sche Verfassungsgeschichte, Ihre ' 7 und- 
Linien vorn Ende 	Älten Eidgerl :. enschaft bis 1848, Bern 1992, S. ii i 5 f. 
Interessant war die Bemerkung VOH Jean-Franois AUBERT in der Diskussion, 
dass man dem Voll- kaum hätte sagen können, man unterbreite ihm etwas 
Revnititionäres. 



DAS GESE 	 REFEI 

Der Begriff des Vetos ist nicht scharf von jenem des Referendums zu 
unterscheiden. Ein einziges Unterscheidungskriterium genügt aufjeden 
Fall  

wl.- Mal 	111 11,  11  

eferendum 

Zählung der Nichtstimmende zählen ichtstimmende zählei 
chtstimrnenden als Annehmende Icht 

islösung den Gemeinden oder mtonsweites Quoruni 
uonswet 

Phasen i  ein oder zweiphasig veiphasig 

Entscheidung nur Elektorat in is ganze kantonale 
Gemeinden, wo ektorat 
Auslösung erfolgt 

Merkmal des Vetos ist, dass die Nichtstimmenden zu den Anneh-
menden gezählt werden. Das Veto kann wie das Referendum auch 
zweiphasig sein, nämlich mit dem Erfordernis eines Quorurns zur Einbe 
ufung einer Gemeindeversammlung und der Abstimmung über das 

Gesetz in der Versammlung. Be Referendum ist das ganze Elektorat 

‚° Vgl. Alfred Köi Fn. 2), S. 191 f. 
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explizit zum Entscheid aufgefordert, beim zweiphasigen Veto hingegen 
nur das Elektorat in jenen Gemeinden, wo das Quorum für die Einberu- 
fung der Gemeindeversammlung zustandekam. 

	

\1T. 	 erwähnt, ­ rr 	Kanton BaselT. ndschaft 1832 das 
St. C 	auf, Freili( 	r dieses Veto ander:.. ...2ämlich einphasig, 
ausgest. ': .... musste ni 	uie Einberufung von (iemeindeversamm 
lungen beant .rt werden, 1. : Gesetz galt a' verworfen, wenn innerhalb 

gen n h der Pubhkation wenigstens zwei Drittel der Stimm 
bere igten in Zuschri in den Landtag unter Angabe von Gründen 
deklarierten, das Gesetz abzulehnen ie  Hürde war damit noch höher 
angesetzt als in anton St. Gallen. .Ab 1 838 wurde in Basel-Landschaft 
noch das absolute Mehr der Ak ........bürger verlangt'', Von 1832 bis 1856 
wurden, nur vier Gesetze mittels des Vetos verworfe: 

	

19 	er Kanton Wallis das Vetc ..T1 s.. 	.ssung auf, 
lS. 	.............cm, i849 der Kantonurgau und '.......52 der Kanton 
Scha 	. :.........aiitOfl Waadt führte 19 ,1 5 neben der esetzesinitia 
ti've 	das G eizesreferendum, sondeni das Gesetzespiebiszit ein: 
Der(_ : )sse Rat,  nnte von sich aus Gesetze den Gemeindeversammlun 
gen unterbreite - )er Zürcher Grosse Rat hingegen lehnte 184-1  mit 
II 5 gegen 54 S v':, ien das Veto ab. Eine euheit im Kanton Thurgau 
war, dass der Besuch von Vetogemeinden für obligatorisch erklärt 

urde, doch fanden solche nur dort statt, wo ein Viertel der Stimmbe-
rechtigten deren F........berufung verlangt ha 13  Im Kanton Wallis hatte 
das Veto nur zerade üünf Jahre Bestand; 1 844 wurde es durch das 
obligatorische Gesetzesreferendum abeelöst. Mit dem liberalen Sieg 
1 848 erfolgte ki ....zeitig ' Rückkel .. n rein repräsentativen System. 

	

.vuard 	. 	'. . es . 	 i:erischen Staa' 'echts. Band II, 
seI 19 

12 	der 	'ssung urs .antons W 	ui '. . 	i. August 1845 hiess es in Artikel 
hl: zur Zuständigke'.. der osetnbldes gdnraies de cornmune» 

geitu, 	"c toter surtouteproposi'un quiIeuresrsouin:.reparle GrandConseil 
agiss... sp !anment, ou zur /a demande de huit mL.e citoyens acti s». Mit 
dem letzten Teil war die Gesetzesinitiative gemeint, die auch zur Aufhebung 
bestehender Gesetze benutzt werden ko :e. Nicht ganz korrekt ist indessen die 
Bemerkung be' :Tduard His, Ges.: ' 	. 'e des neueren Schweizerischen Staats
-.s, Band ii 'Iasel 1938, S. 332, Fussnote 25, der Kanton Waadt habe 1845 
«das fakult' ' ' 	oderne Referendum' eingeführt. Siehe dazu: 	LZ 

(Fn. 8), S. 474 
Eduard His, B: 	''" 	. 333. 



DAS GES 	• VETO UND REFERENDUM 

Eduard His, Band III (Fn, 12), 
Eduard His, Band 111 (Fn, 12), S. 



Tabelle 2: Verbreitung von Gesetzesveto und-referendum 

V4 	 I* PEIIiÄ1 

• 1831 SG 1844 VS (obligatorisch) 

• 1832 BL 854 GR (obligatorisch) 

•1°9VS 1856 SO 

•i 

 

1861 SG 

1849 TG • 1863 BL (obligatorisch) 

• 1852 SH • 1863 LU 

•1865SH 

• 1874 Bund 

NM 



D. 	.:• 	 .1: .:&EFEREND 

- 	e Jahrhundertmitte 	gte ein neuer Schub mit dem Ziel 
der Einführung des Vetos, des fakultativen Referendums und 
des obligatorischen Referendums, Der Übergang vom Gesetzes 
veto zum fakultativen setzesreferendum war fliessend, 

- Die nführung d 	ligatorisehen Referendums geschah dort, 
wo mokratisch 	ditior 	rhanden waren (Graubünden, 
Wa.. . ••.;‚ Schwyz). 

- Der Durchbruch des Gesetzesreferendums in 	Kantot i 
erfolgte ZU] 	. •: er demokratischen Bewegung. Die hohen 
Hürden des 	urden abgebaut, Zahlreiche Kantone führten 
entweder das fakultative oder das obligatorische Referendum 

Dies setzte a• :h den Bund unter Handlungszwang. 
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Rücksichtsnahme auf die Stimmung im Volk und auf die starken Inter-
essengruppen. Eduard His hat dies in seiner monumentalen Geschichte 

des Schwe c;ch : Staatsrechts schon klar erkannt. Er schreibt: «Die 
Ausarbeitung der Ccsetze durch Regierungen und Grosse Räte erfolgt, 
wo das 	 'h 	rmehrtem Masse nach dem Gesichtspunkt 
der Popuia. 	.. .Liauuv 	winnen die Vorlagen von vornherein jenen 
Kornpromisscnarakter, 	die Teile befriedigen soll, indem jedem 
etwas wenig< ehoten der aber mehr subjektiver Begehr'..:.::hkeit 
als objektive: weckmässigkeit und Idealität entspricht» 16 . Die Parla-
mente mussten di< ntliche Meinung und aktuelle Strömungen viel 
stärker in die Gesetzgebungsarbeit einbeziehen. Die engere Koppelung 
an den V1 	:.. :en  zeigte sich zum Beispiel auch darin, dass das 
Parlament 	selLandschaft bisweilen Gesetze auch dann zurückzog, 
wenn 	 nn nich.t zustandegekommen war 17 . 

	

ge 	•as po!itische System war, dass das Parla 
m< uü. 	 uuau der rekteii L)emokratie geschwächt wurde. Ein 
äh :.ch(- 	 die politischen Parteien, indem sie in ihren 
Funktio 	 mi':1ng und derpolitischen Mohilisierung 
konkurr 	 n. 

	

Band 	n. 12), S. 348. 

	

"Alfred KÖLZ (Fn. 2 	. 201. 



DAS 

Bundesebene für das Zustandekommen eines Gesetzesreferendums 
1,1 Prozent der Unterschriften des Elektorats. 1874 lag die Hürde noch 
bei 4,7 Prozent. Und natürlich war die Zahl der referendumspflichtigen 
Beschlüsse weit geringer. Di 	t--nationale Verflechtung war bei wei- 
tern weniger dich als heute. 	gezeigt, auch das Referendum den 
veränderten poiitischen Verhältnissen anzupassen. Neben dem Blick 
über die Landesgrenzen hinaus beispielsweise in die USA kann auch 
der Blick in die Geschichte Hinweise auf mögliche Optionen und die 
mutmassliche Funktionsweise geben. 

Freilich sind Modifikationen ar 	.1k 	 er Schweiz 
politisch nur sehr schwer durchzuseü 	-,hlt ft 	uldige Menge 
mit den «Steckli» vor der Tür. Wirklich 	orr 	 uweilen 
erst dann durch, wenn es einer G 	 agi 	 ingt, die 
politischen Enereier 	issen 

Zusammenfassung 

1 831 fi te der Kanton St 	s erster (:i edstaat der Eidgenossen 
schaft das Gesetzesveto 	schon dessen InansF  ichnahme 
hohen hwellen versehen 	'dc und das Veto desh 	 rakti 
sche Bedeutung erlangte, war dieses Veto ideengescF 	 nd 
stein. 1 832 folgte der Kanton Basel-Landschaft, 183 1 	 ilis 
und 1849 der Kanton Thurgau. Der Übergan, 	 nen 
fakultati Gesetzesreferendum geschah fliessend, nahm de 
Kanton Solothurn ein ak «Vetoreferendum»  bezeichnetes Instrument in 
seine Verfassung auf, ds reits die wesentlichen Merkm des moder-
nen Referendums aufwies. Beim Veto erfolgte ge hn1ii1 uine Abstim-
mung in den Gemeinden eines Kantons nur dann, wenn eine gewisse 
Anzahl Stimmberechtigter die Einberufung einer Gemeindeversamm-
lung vc:angt hatte. Wer nicht teilnahm, legte keinen Einspruch ein und 
galt demzufolge als Annehmender (sog. Vetoprinzip). Das fakultative 
Referendum ist zweiphasig: Eine Minderheit kann es auslösen, alle 
Stimmberechtigten können sich dazu als Annehmende oder Verwerfen-
de äussern. 

um 
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